	Arbeitsablaufbeschreibung zur 
Einkommensteuerberatung 2023

(prozessorientierte/arbeitsoptimierte Beschreibung)


Verwendungszweck und Ziele der Arbeitsablaufbeschreibung:

Verwendungszwecke

1.
Normierung des Arbeitsprozesses zur Erstellung und Beratung der Einkommensteuererklärung

2.
Einarbeitung/Schulung neuer Mitarbeiter, Auszubildender und Praktikanten

Ziele:

1.
Zeitliche Optimierung des Arbeitsprozesses in der Kanzlei

2.
Sicherung einer Dokumentation der erbrachten Arbeits- und Beratungsleistung zur Vermeidung von Unstimmigkeiten bei der späteren Fallbeurteilung, Rückfragen der Finanzverwaltung und Informationsdefiziten bei der Weiterbearbeitung anderer Kanzleimitarbeiter

3.
Sicherung der Vollständigkeit der zu erbringenden Leistungen

4.
Steigerung der Beratungsqualität und Darstellung des Mandantennutzens

5.
Vermeidung von Beratungsfehlern

Allgemeine Erläuterungen:

Die Beschreibung gliedert sich in zwei getrennte Bearbeitungsabläufe:

1.
Arbeitsablaufbeschreibung zur Dialogberatung

2.
Arbeitsablaufbeschreibung zur Erstellung der Einkommensteuererklärung ohne Mandanten

Einerseits wird die Bearbeitung der Einkommensteuererklärung im Dialogverfahren beschrieben, d.h., die Beratung und Erstellung der Erklärung erfolgt in Anwesenheit der Mandanten im direkten Beratungsgespräch.

Die Gliederung gibt einen Arbeitsablauf vor, der gemeinsam mit dem Mandanten „abgearbeitet“ werden muss. Der vorgegebene Weg stellt eine inhaltliche und zeitliche Optimierung der durchzuführenden Arbeiten dar. Doppelte Dateneingaben oder Datenerfassungen ohne steuerliche Auswirkungen werden somit weitgehend vermieden. Der Berater hat dabei die Aufgabe, jeden Sachverhalt abschließend und erschöpfend zu klären und Fragen bzw. Unklarheiten der Mandanten zu beseitigen.

Erfahrungsgemäß wird das Beratungsgespräch entweder vom Berater bestimmt oder der Mandant möchte zunächst seine Fragen vorab geklärt haben bzw. seine Informationen „loswerden“. Im letzteren Fall verarbeitet der Berater die Informationen ungeordnet, „so wie sie über den Tisch kommen“, um den Informationsfluss des Mandanten nicht zu unterbrechen. Nachdem dies erfolgt ist, arbeitet der Berater den gesamten Fall nach dem beschriebenen Arbeitsablaufplan zur Dialogberatung durch. Bereits erklärte Punkte erübrigen sich dann. Dennoch wird damit sichergestellt, dass nichts vergessen wird.

Der zweite Arbeitsablauf (EDV-Mandant) dokumentiert die Arbeitsschritte für nachfolgende Fälle:

–
Belege zur Einkommensteuererklärung wurden vom Mandanten bereits vorab abgegeben oder per Post übersandt.

–
Es handelt sich um einen Mandanten mit weiteren Einkünften, die in der Buchhaltung ermittelt werden (Vermietung und Verpachtung, KG-Beteiligung, Gewerbebetrieb etc.). Die Einkommensteuerberatung wird vorbereitet. Notwendige Zusatzbelege zur Einkommensteuererklärung wurden angefordert (Checkliste) und übersandt.

In beiden Fällen findet abschließend eine umfassende Beratung und Ergebnispräsentation statt. Dies kann je nach Umfang telefonisch, schriftlich oder persönlich erfolgen.

Hinweise zur Arbeitsoptimierung:

Problemorientierung bzw. thematische Zusammenfassung 

Ziel: Zeitersparnis

Die Fallbearbeitung erfolgt problem-/themenorientiert, d.h., ein Thema (z.B. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung je Objekt, Sonderausgaben, Kinder etc.) wird komplett abgearbeitet. Das Ziel ist die Vermeidung von Doppelbearbeitungen beispielsweise durch mehrmaliges Ansprechen des gleichen Themenbereichs.

Beispiel
Kind Thomas
Das Kind hat unter Umständen eigene Einkünfte, ist körperbehindert, es besteht Anspruch auf Kinder- und Ausbildungsfreibetrag, es können Kinderbetreuungskosten und sonstige außergewöhnliche Belastungen berücksichtigt werden. Dies kann alles im Rahmen der Besprechung zum Thema „Kind“ zusammenhängend besprochen und erfasst werden.

Reihenfolge der Datenverarbeitung

Ziele: Vollständigkeitskontrolle und Ablaufoptimierung

Die Fallbearbeitung erfolgt – soweit nichts anderes dagegen spricht – in einer optimierten Reihenfolge. Nach Erfassung der Personenstammdaten erfolgen die Ermittlung der Einkünfte und dann die Ermittlung der abzugsfähigen Sonderausgaben und außergewöhnlichen Belastungen. Soweit zwischendurch bereits Daten problemorientiert oder entsprechend dem Gesprächsverlauf erfasst wurden, erfolgt am Ende der Beratung eine abschließende Kontrollsichtung in der o.g. Reihenfolge anhand der Checkliste zur Qualitätssicherung.

Protokollierung der Beratung in sogenannten „erläuternden Textanlagen“

Ziele: Nichts wird vergessen, jeder fachkundige Dritte erhält einen schnellen Überblick.

Während der Beratung bzw. Fallbearbeitung werden elektronische Textanlagen mit Informationen versehen. Einmal handelt es sich um Textanlagen zur Erläuterung des konkreten steuerlichen Lebenssachverhalts und zum anderen um Textanlagen zum Festhalten von Handlungsempfehlungen an den Mandanten oder Berater.

Beispiele für Textanlagen:

–
Fehlende Belege

Hier werden während der Beratung alle Belege aufgeführt, die vom Mandanten noch nachzureichen sind. Die Werte hierzu können abgeschätzt und bereits erfasst werden, um zu einem Beratungsergebnis zu kommen.

Beispiele
–
Zinsbescheinigung RAIBA 4711 Hamburg fehlt, Wert wurde geschätzt und erfasst.

–
Schulbescheinigung und Lohnsteuerbescheinigung Sohn Max fehlt.

–
Stand der Bearbeitung

Hier erfolgen konkrete Hinweise, welche Arbeitsleistungen – nach diesem Beratungsgespräch – vom Berater noch zu erbringen sind, um die Erklärung fertigzustellen.

Beispiele

–
Kapitaleinkünfte müssen noch im Einzelnen anhand der Erträgnisaufstellungen erfasst werden. – Werte wurden abgeschätzt.

–
Exakte Anschaffungskosten zur Anlage V „Siegmundstr.“ sind noch zu ermitteln.

–
Nach Fertigstellung der Erklärung diese an den Mandanten zur persönlichen Weiterleitung an das Finanzamt oder Rücksendung übersenden und Gebührenrechnung beilegen.

–
Im nächsten Veranlagungszeitraum (VZ) beachten

Hier werden Informationen abgelegt, die für die Besteuerung des Folgejahres von Bedeutung sind und bereits jetzt vom Mandanten übermittelt wurden.

Beispiele

–
Mandant hat Antrag auf Erkennung einer Körperbehinderung gestellt.

–
Mandant hat einen Bauträgervertrag zur Erstellung eines Mietshauses unterschrieben.

–
Mandant hat sich am ... von seiner Frau getrennt.

–
Erläuterung zu den Werbungskosten, Erläuterung zur Anlage V „Siemensstraße“ usw.

Dies sind Textanlagen zu einzelnen erläuterungsbedürftigen Themen. Jede manuelle Ermittlung ist hier aufzuzeichnen. Auch jeder Hinweis, der vom Mandanten abgefragt wurde, um den Lebenssachverhalt zu erhellen, ist hier darzulegen. Dies erspart Rückfragen und lange Bearbeitungszeiten und ist eine Hilfe bei der späteren Klärung, warum dieser Fall so und nicht anders behandelt wurde.

Beispiel

Die Eheleute Maier haben lt. Kaufvertrag vom 14.06.2022 eine Eigentumswohnung in Berlin-Köpenick, Frankfurter Str. 21 zur Vermietung erworben. Übergang von Nutzen und Lasten war am 01.12.2022. Es handelt sich um einen Erstbezug bzw. Neubau. Das Gebäude wurde zum 01.12.2022 vom Bauträger fertiggestellt. Die Vermietung konnte erst ab 01.02.2023 erfolgen, da ein anderer Mieter nicht zu finden war. Der Mietvertrag liegt in Kopie bei. Die Vermietung erfolgte an fremde Dritte zur ortsüblichen Miete. Zur Anschaffung der Wohnung wurden Eigenmittel i.H.v. 30.000 € eingesetzt. Zur Abdeckung der verbleibenden Anschaffungskosten wurden Darlehen aufgenommen.

Ermittlung der Anschaffungskosten

Ermittlung der Finanzierungs- und sonstigen Werbungskosten

Ermittlung der Abschreibungen

Ablaufbeschreibung der Einkommensteuerberatung

(prozessorientierte/arbeitsoptimierte Beschreibung)

1. Gliederung

1) Begrüßung/Kanzleivorstellung bei Neumandanten durch den Berater

2) Aufnahme/Überprüfung der Mandantenstammdaten

3) Kinder/Kindschaftsverhältnisse der Mandanten

4) Ermittlung der Einkünfte aus nichtselbständiger Tätigkeit gem. § 19 EStG

5) Ermittlung der Einkünfte aus Kapitalvermögen gem. § 20 EStG

6) Ermittlung der sonstigen Einkünfte gem. § 22 EStG

7) Ermittlung der Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung gem. § 21 EStG

8) Ermittlung weiterer Einkünfte

9) Zwischenberechnung

10) Ermittlung der abzugsfähigen Sonderausgaben gem. § 10 EStG

11) Ermittlung der außergewöhnlichen Belastungen gem. § 33 EStG

12) Haushaltsnahe Dienstleistungen und haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse
gem. § 35a EStG

13) Steueroptimierung/Wahlrechte zur Steueroptimierung

14) Präsentationsvorbereitungen

15) Präsentation und Beratung zur Steuerklassenwahl
16) Antrag auf Lohnsteuerermäßigung

Ablaufbeschreibung

1.
Begrüßung/Kanzleivorstellung

Mandant wird bereits von der Kanzlei vertreten

–
Aufruf der Mandantenakte im EDV-System

–
bevor Mandant kommt: kurzes Aktenstudium über den Verlauf der Vorjahresveranlagung/Daten​abruf
–
Prüfung, inwieweit die Vorjahressteuerberechnung mit der tatsächlichen Veranlagung (Steuerbescheid) übereinstimmt (entsprechende Erläuterung an den Mandanten)

–
ggf. Hinweis auf den Verlauf des Rechtsbehelfsverfahrens

–
Prüfung, ob die Auftrags- und Honorarvereinbarung und die Vollmachten noch aktuell sind und ggf. Außenstände bestehen

Mandant kommt erstmalig in die Kanzlei (Neumandant)

–
Kanzleivorstellung durch den Berater (Visitenkarte/Flyer/Homepage)

–
Klärung, wer zum Kanzleibesuch beigetragen hat (Empfehlung ...) und Vermerk in der entsprechenden Akte

–
Kurzinformation zur Kanzlei und Herausstellung der für diesen Mandanten besonderen Vorteile

–
Anlegen einer neuen Mandantenakte

–
Vergabe einer Mandantennummer nach einem kanzleiinternen Nummerierungssystem

(Hilfe: Checkliste zur Neuaufnahme eines Mandanten)

2.
Aufnahme/Überprüfung der Mandantenstammdaten

Die Aufnahme und Überprüfung der wichtigsten Mandantenstammdaten bildet die Grundlage für die vollständige und ordnungsgemäße Erstellung der Einkommensteuererklärung des Mandanten.

Die Stammdaten werden anhand der Lohnsteuerbescheinigungen und des letzten Steuerbescheids der Mandanten aufgenommen bzw. überprüft. Bei der Eingabe ist die Aktualität der Daten durch Rücksprache mit dem Mandanten nochmals zu kontrollieren.

–
Der Steuerbescheid des Vorjahres wird dem Bearbeiter übergeben (wenn Neumandant).

Folgende Daten sind dem Steuerbescheid des Vorjahres zu entnehmen:

· Identifikationsnummer

· Steuernummer

· zuständiges Finanzamt (Zuständigkeitswechsel des Finanzamts überprüfen, § 16 AO)

· Bankverbindung, durch Mandanten bestätigen lassen

· geleistete Steuervorauszahlungen/-nachzahlungen (Einkommensteuer, Kirchensteuer oder Solidaritätszuschlag) – evtl. vom Vorjahressteuerbescheid

· erhaltene Steuererstattungen/gezahlte Steuernachzahlungen (Kirchensteuer)
· erhaltene Zinserträge
· Überprüfung des Vorjahressteuerbescheids auf Hinweise und Auflagen für den lfd. VZ (z.B. nachzureichende Bescheinigungen, geänderte Abschreibungsbeträge etc.)

· Hinweise der Finanzverwaltung am Ende des Bescheids beachten

· Es werden die auf dem Steuerbescheid enthaltenen Angaben erfasst und auf ihre Aktualität durch Rücksprache mit dem Mandanten überprüft!

· Die elektronische(n) Lohnsteuerbescheinigung(en) wird/werden dem Bearbeiter übergeben.
Folgende Informationen können den elektronischen Lohnsteuerbescheinigungen der Mandanten entnommen werden:

–
Name, Vorname (wichtig bei Eheschließung)

–
Anschrift

–
Geburtsdatum

–
Steuerklasse, Anzahl der Kinder (wenn keine auf der Lohnsteuerbescheinigung stehen, nachfragen; Eintragung nur bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres)

–
Religion (Religionszugehörigkeit prüfen/Kirchenaustrittserklärung!)

–
Frage nach Familienstand

–
Frage nach Beruf/Berufsbezeichnung

3.
Kinder/Kindschaftsverhältnisse der Mandanten

Nachfolgend sind alle Angaben zur steuerlichen Berücksichtigung der Kinder bzw. der Kindschaftsverhältnisse der Mandanten zu erfassen.

–
Anzahl der Kinder erfragen (auch wenn keine auf der Lohnsteuerbescheinigung eingetragen sind)

allgemeine Angaben (für jedes Kind)

· Identifikationsnummer

–
Vorname, falls abweichend: Familienname

· Geburtsdatum

· Kindergeldanspruch

–
Prüfung des Anspruchs auf Kinderfreibetrag bzw. auf Zahlung von Kindergeld (jedes Kind getrennt)

· Kind unter 18 Jahren (§ 32 Abs. 3 EStG)

· Kind zwischen 18 und 21 Jahren (§ 32 Abs. 4 Nr. 1 EStG)

· Kind zwischen 18 und 25 Jahren (§ 32 Abs. 4 Nr. 2 und § 32 Abs. 5 EStG)

· Kind über 25 Jahre (§ 32 Abs. 5 EStG)

· Kind körperlich, geistig oder seelisch behindert (§ 32 Abs. 4 Nr. 3 EStG)

–
analoge Überprüfung des Anspruchs auf Kindergeld gem. § 62 EStG

· Hinweis an den Mandanten, soweit noch Ansprüche bestehen

· Beachtung der Regelungen für EU-/EWR-Kinder gem. § 63 Abs. 1 Satz 2 EStG

· Wohnort (bei Ausland ist die Ländergruppenzahl zu erfassen)

· Haushaltszugehörigkeit

–
Kindschaftsverhältnis (leiblich, Adoptiv-, Pflege- oder Enkelkind)

· Gründe für Berücksichtigung eines volljährigen Kindes:
· Angaben zur Erwerbstätigkeit eines volljährigen Kindes

· Erstausbildung/Erststudium abgeschlossen; wenn ja:
· weitere(s) Ausbildung/Studium und schädliche Erwerbstätigkeit (§ 32 Abs. 4 und 5 EStG), dann Art der Tätigkeit, Zeitraum, vereinbarte wöchentliche Arbeitszeit

· Erfassung der KV und PV
–
Übertragung des Kinderfreibetrags/des Freibetrags für Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf

· Überprüfung der Höhe des Anspruchs

–
voller/halber Kinderfreibetrag wegen Nichterfüllung der Unterhaltsverpflichtung zu 75 %

–
Möglichkeit der Übertragung des Kinderfreibetrags auf Stief-/Großeltern

–
Einschränkung bei Auslandskindern gem. § 32 Abs. 6 Satz 4 EStG

–
Entlastungsfreibetrag für Alleinerziehende gem. § 24a EStG

–
Anspruch besteht ausschließlich bei Elternteilen, die allein mit dem Kind im Haushalt leben

–
Ermittlung des Anspruchs auf einen Ausbildungsfreibetrag gem. § 33a Abs. 2 EStG

–
Aufteilung des Ausbildungsfreibetrags bei getrenntlebenden Elternteilen oder Ansprüchen mehrerer Personen gem. § 33a Abs. 2 Satz 4 EStG – kann auf gemeinsamen Antrag der Eltern dem betreffenden Elternteil (bei dem Kind untergebracht ist) zugeordnet werden

–
Schulgeld/Behinderung gem. § 10 Abs. 1 Nr. 9 EStG

( 30 % des Entgelts als Sonderausgaben abzugsfähig

· Erbringung Nachweis (Bestätigung durch zuständige oberste Landeskultusbehörde oder eine von ihr bestimmte Stelle)

· Schulgeld für behinderte Kinder ist in voller Höhe als außergewöhnliche Belastung abziehbar, wenn eine geeignete öffentliche Schule oder eine den schulgeldfreien Besuch ermöglichende geeignete Privatschule nicht zur Verfügung steht oder nicht in zumutbarer Weise erreichbar ist (R 33.4 Abs. 2 EStR)
· Übertragung des Behinderten- oder des Hinterbliebenen-Pauschbetrages 
–
Kinderbetreuungskosten:

· Kinderbetreuungskosten bis Vollendung 14. Lebensjahr bzw. bei vor Vollendung des 25. Lebensjahres eigetretener körperlicher, geistiger, seelischer Behinderung nach § 10 Abs. 1 Nr. 5 EStG:

 
 ( 2/3, höchstens 4.000 € pro Kind/Jahr als Sonderausgaben abzugsfähig

4.
Ermittlung der Einkünfte aus nichtselbständiger Tätigkeit gem. § 19 EStG

Die Ermittlung der Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit wird für die Mandanten und deren Ehegatten getrennt durchgeführt.

–
Erfassen der Daten der Lohnsteuerbescheinigung bzw. Prüfung des Datenabrufs auf Richtigkeit
–
Steuerklasse

–
Eintragung bei Zeitraum „U“ beachten, evtl. nachfragen

–
erhaltener Bruttoarbeitslohn

–
gezahlte Lohn- und Kirchensteuer

–
gezahlter Solidaritätszuschlag

–
erhaltener Arbeitslohn für frühere Dienstverhältnisse

–
Bitte um Erläuterungen zu den erhaltenen steuerfreien Vergütungen und Zuschüssen vom Arbeitgeber

–
Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil zur gesetzlichen Rentenversicherung; steuerfreie Arbeitgeberzuschüsse zur Kranken- und Pflegeversicherung

–
gezahlter Arbeitnehmeranteil am Gesamtsozialversicherungsbeitrag

–
Bitte um Erläuterung zu den auf der Lohnsteuerbescheinigung eingetragenen Freibeträgen

–
Werbungskostenfreibeträge

–
Behindertenfreibeträge (Nachweise fürs Finanzamt prüfen)

–
Kinderfreibeträge

· Bitte um Erläuterung zu der Abfindung

· Kündigung

· Vertrag zur Abfindung

· Lohnabrechnung, woraus Abfindung ersichtlich
–
Erfassung der Lohnersatzleistungen i.S.v. § 32b Abs. 1 EStG bzw. Prüfung des Datenabrufs auf Richtigkeit
–
Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, Altersübergangsgeld und Überbrückungsgeld lt. Bescheinigung vom Arbeitsamt

–
Krankengeld und Mutterschaftsgeld lt. Leistungsnachweis der Krankenkassen

–
lückenlose Erfassung der Angaben zu Zeiten der Nichtbeschäftigung

–
Erfassung der Angaben zu vermögenswirksamen Leistungen lt. Bescheinigung der Anlageinstitute (Anlage VL) bzw. Prüfung des Datenabrufs auf Richtigkeit
–
Anlageart

–
Vertragsnummer

–
Anlageinstitut

–
Sperrfrist

–
Höhe der Leistungen

–
Überprüfung/Beratung zur Anlageform der vermögenswirksamen Leistungen

Ermittlung der abzugsfähigen Werbungskosten:
–
Arbeitnehmer-Pauschbetrag gem. § 9a Satz 1 Nr. 1 EStG

–
soweit keine oder nur geringe Werbungskosten ermittelt werden können, kommt der Werbungskosten-Pauschbetrag zur Anwendung

–
Einzelermittlung der Werbungskosten gem. § 9 EStG und R 9.1 ff. LStR
–
Fahrtkosten zwischen Wohnung – Arbeitsstätte

notwendige Angaben:
–
Arbeitsort

–
Kennzeichen des benutzten Kfz

–
Entfernungskilometer (einfache Strecke)

–
Anzahl der Tage (Fehlzeiten beachten!)

–
Kilometersatz pro Entfernungskilometer:

–
Der Kilometersatz ist verkehrsmittelunabhängig (Pkw, öffentliche Verkehrsmittel, Motorrad, Moped, Mofa, Fahrrad). Er beträgt für die ersten 20 Kilometer 0,30 € und ab dem 21. Kilometer 0,38 €.
· Kappung bei 4.500 €, wenn nicht mit privatem Pkw

· Nachweise bei hohen Kilometerleistungen erbringen (20.000 km) wie Inspektionsrechnungen, Benzinquittungen etc.

–
besondere Fahrtkosten bei Behinderung (§ 9 Abs. 2 Satz 3 EStG)

Unterteilung in zwei Alternativen:


(geh- und stehbehinderte Menschen: Grad der Behinderung mind. 70 % oder Grad der Behinderung mind. 50 % und Merkzeichen „G“)

· Ansatz von pauschalen Kilometersätzen gem. R 9.10 Abs. 3 i.V.m. R 9.5 Abs. 1 Satz 5 LStR

1. Anzahl Fahrten x einfache Entfernung x 2 x 0,30 €

2. Anzahl nach individueller Gesamtkostenermittlung gem. R 9.10 Abs. 3 i.V.m. R 9.5 Abs. 1 Satz 3 LStR (Vorrang vor erster Alternative)

–
Einsatz von Dienstfahrzeugen: Nachweis über Versteuerung vorlegen (Bescheinigung der Personalabteilung)


Wichtig: Die versteuerten Kilometer mit den tatsächlichen Entfernungskilometern überprüfen!

· selbstgetragene Benzinkosten auch bei 1-%-Methode abziehbar (FG Düsseldorf, Urt. v. 04.12.2014 – 12 K 1073/14 E)
–
Kosten für öffentliche Verkehrsmittel (Nachweis), wenn höher als Entfernungspauschale
–
Beiträge zu Berufsverbänden (Gewerkschaften, Berufsverbände)

–
Nachweise beilegen

–
Geltendmachung der Anschaffungskosten für Einrichtungsgegenstände bzw. Arbeitsmittel (Vollabzug bzw. Abschreibung nach Nutzungsdauer)

–
Fachliteratur

–
genaue Bezeichnung notwendig (Titel, Verwendungszweck, Rechnung)

–
evtl. Fahrtkosten oder Porto zur Anschaffung

–
typische Arbeitskleidung

–
Anschaffung/Pflege – evtl. Schätzung

–
berufliche Veranlassung ist nachzuweisen

–
Kosten für steuerlich anerkanntes Arbeitszimmer bei 100%iger beruflicher Nutzung (gesonderte Prüfung der steuerlichen Anerkennung des Arbeitszimmers lt. Arbeitsblatt notwendig!).
Alternativ kann eine Homeoffice-Pauschale angesetzt werden.
–
Fortbildungskosten (erweiterte/geänderte Rechtsprechung)

–
Fahrtkosten (Achtung: Mitfahrer!), Kosten für Verpflegung und Unterbringung, Arbeitsmaterial, Seminargebühren etc. 
–
Erstattungen des Arbeitgebers oder anderer Förderstellen (z.B. Arbeitsamt) sind gegenzurechnen
–
Berufshaftpflichtversicherung
–
anteilige Beiträge zur Rechtsschutzversicherung

–
Bewerbungskosten (Passbilder, Bürobedarf, Fahrtkosten)

–
Kontoführungsgebühren

–
Pauschbetrag (16 €)

–
Achtung: bei Bankangestellten kostenlos!
–
Steuerberatungskosten, Aufteilung bei verschiedenen Einkunftsarten möglich (Schätzung)

–
Beratungsgebühr und Fahrtkosten

–
Beitrag Lohnsteuerhilfeverein, bis 200 € Beitrag maximal 100 €, ab 200 € Beitrag 50 % des Beitrags ansetzbar
–
Telefonkosten

–
berufliche Veranlassung ist nachzuweisen

–
Umzugskosten bei beruflicher Veranlassung

–
berufliche Veranlassung ist nachzuweisen

–
Einzelkosten/Pauschbeträge beachten!

–
Arbeitgebererstattungen sind gegenzurechnen
–
Beiträge zu einer Unfallversicherung ohne Rückgewähr

–
siehe BMF-Schreiben vom 18.02.1997, BStBl I, 278 (50 % der Beiträge sind abziehbar)

–
Fahrtkosten bei Auswärtstätigkeit:

–
tatsächliche Fahrtkosten oder

–
Reisekostenkilometerpauschale von 0,30 € pro gefahrenen Kilometer

–
Übernachtungskosten und Reisenebenkosten (Maut, Parkgebühr etc.) bei Auswärtstätigkeit:

–
tatsächlich angefallene Aufwendungen unter Vorlage von Belegen

–
Verpflegungsmehraufwendungen bei Auswärtstätigkeit (pauschal, begrenzt auf die ersten drei Monate)

–
doppelte Haushaltsführung

–
neben eigenem Hausstand eine Zweitwohnung am Beschäftigungsort

–
Prüfung des „Mittelpunkts des Lebensinteresses“

–
eigenen Hausstand im steuerlichen Sinne prüfen

–
Ermittlung der Kosten am Arbeitsort:

–
Einzelkosten > Reparaturaufwendungen, Miete, Nebenkosten, Zinsen, AfA

–
Pauschbeträge > Verpflegungsmehraufwendungen nur für die ersten drei Monate! Fahrtkosten Wohnung – Arbeitsplatz

–
Kostenerstattungen des Arbeitgebers sind gegenzurechnen

–
Unterscheidung verheiratet und alleinstehend (bei alleinstehenden Steuerpflichtigen wird die doppelte Haushaltsführung nur berücksichtigt, wenn Erstwohnung = eigener Hausstand oder eigener Hausstand ( Dreimonatsfrist)

· Kostenerstattungen jeglicher Art des AG oder anderer Einrichtungen (z.B. Arbeitsagentur) sind gegenzurechnen (Übersteigen die Erstattungen die Aufwendungen, so ist der übersteigende Betrag als Einnahme anzusetzen oder keine Werbungskosten zu beantragen!)
Beratungspunkt:

Gestaltungsmöglichkeiten der Ausgaben überprüfen, insbesondere bei berufstypischen Kosten!
Beispiele

–
Möglichkeit zur Lohnsteuerpauschalierung bei Fahrtkosten zwischen Wohnung – Arbeitsstätte (bei Dienstwagen)

–
Jobtickets

5.
Ermittlung der Einkünfte aus Kapitalvermögen gem. § 20 EStG

Die Einkünfte des Mandanten und dessen Ehegatten werden jeweils getrennt ermittelt. Liegen die Einnahmen aus Kapitalvermögen nach Auskunft der Mandanten und einer kurzen Überprüfung unter dem Sparer-Pauschbetrag gem. § 20 Abs. 9 EStG und wurde keine Abgeltungsteuer einbehalten, kann auf die Erfassung der Einkünfte aus Kapitalvermögen verzichtet werden.

Für Mandanten mit hohen Anlagebeträgen und Einkünften aus Kapitalvermögen empfiehlt es sich, eine Excel-Tabelle mit den Jahresendständen der angelegten Vermögenswerte zu führen. Damit kann der Geldfluss bei Wechsel der Anlageform oder Verbrauch durch Investitionen/Konsum dokumentiert werden. Folgenschwere Fehler wie das „Vergessen“ einer Kapitalanlage werden somit nahezu ausgeschlossen.

–
Erfassung der Einnahmen einschließlich Körperschaftsteuer, Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag gem. § 20 EStG von inländischen Erträgen und Zinsen aus:

–
Bank-, Spar- und Bausparguthaben

–
festverzinslichen Wertpapieren und Investmentanteilen (Achtung: seit 2018 neues Investmentsteuergesetz)
–
Tafelgeschäften mit festverzinslichen Wertpapieren

–
sonstigen Kapitalforderungen, die dem Zinsabschlag unterliegen

–
Wandelanleihen und Gewinnobligationen

–
Beteiligungen, stille Gesellschafter, partiarische Darlehen

–
Aktien und anderen Anleihen

–
Hypotheken, Grundschulden oder Rentenschulden

–
Veräußerung von Dividenden- und Zinsscheinen

–
erhaltenen Erstattungszinsen

–
Erfassung der inländischen anrechenbaren Steuern/Durchführung einer Günstigerprüfung zwischen Einkommensteuererklärung und Abgeltungsteuer

–
Körperschaftsteuer

–
Kapitalertragsteuer

–
Solidaritätszuschlag

–
Zinsabschlagsteuer

–
ausländische Kapitaleinkünfte

Die Ermittlung der ausländischen Kapitaleinkünfte erfolgt analog der inländischen Einkünfte gemäß Arbeitsblatt (DBA beachten).

Besonderheiten bei ausländischen Finanzinnovationen beachten; ggf. manuell die Emissionsrendite berechnen.

Besonderheiten:

Die Bemessungsgrundlage für die Abgeltungsteuer und die Bemessungsgrundlage zur Ermittlung der Einkünfte gem. § 20 EStG müssen nicht übereinstimmen. Dies gilt auch, wenn in der Erträgnisbescheinigung der Bank auf die Anlage KAP hingewiesen wird. Bei der Ermittlung der Einkünfte aus ausländischen Wertpapieren oder bei der Ermittlung der Einkünfte aus inländischen Wertpapieren bei gleichzeitigem Depotwechsel (Wechsel der Bank) ist manuell die Gewinnermittlung vorzunehmen. Es sind Einkünfte aus Spekulation (§ 22 Nr. 2 und § 23 Abs. 1 EStG) von den Dividenden/Zinseinnahmen (Emissionsrendite) zu trennen.

Beratungspunkt:

Beratung zur Anlageform und deren steuerlichen Auswirkungen hinsichtlich der Verschiebung des Zeitpunkts der Gewinnrealisierung in spätere Jahre und der Höhe der abzugsfähigen Werbungskosten durchführen.

6.
Ermittlung der sonstigen Einkünfte gem. § 22 EStG bzw. Prüfung des Datenabrufs
–
sonstige Einkünfte gem. § 22 Satz 3a EStG

–
Berufs- oder Erwerbsunfähigkeitsrente

–
Witwenrente

–
Renten aus Grundstücksveräußerung

–
sonstige Renten

–
Erfassung der erhaltenen Rentenbeträge

–
Bruttobeträge (vor Abzug der Krankenversicherungsbeiträge, die als Vorsorgeaufwendungen abziehbar sind)

–
Für die Feststellung des Rentenfreibetrags ist das Jahr des Rentenbeginns ausschlaggebend (alle Zahlungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung, z.B. Altersrente, EU-Rente, Witwenrente, Waisenrente).

–
Jährlich Rentenanpassungsbetrag ermitteln und berücksichtigen, bei Unklarheiten Rentenmitteilung anfordern!

–
Ermittlung der Werbungskosten

–
Soweit keine oder nur geringe Werbungskosten ermittelt werden, kommt der Werbungskosten-Pauschbetrag nach § 9a Satz 1 Nr. 3 EStG zur Anwendung.

–
Einzelermittlung bei Übersteigen des Pauschbetrags

–
sonstige Einkünfte gem. § 22 Nr. 1a EStG

–
erhaltene Unterhaltsleistungen, wenn sie beim Geber als Sonderausgaben abgezogen wurden (Anlage U); Optimierung gem. R 10.2 EStR

–
sonstige Einkünfte gem. § 22 Nr. 2 EStG

–
Veräußerung von Grundstücken innerhalb von zehn Jahren

–
Achtung: Gewerblichen Grundstückshandel prüfen!

–
Achtung: Hinweis auf folgenschwere Übertragungen von Immobilienvermögen mit Schulden, die unter Umständen zu einer teilentgeltlichen und steuerpflichtigen Veräußerung führen können.

–
Vermittlungsgeschäfte gem. § 22 Nr. 3 EStG

–
gelegentliche Vermittlung oder Vermietung beweglicher Gegenstände bis 256 € steuerfrei

–
sonstige Einkünfte gem. § 22 Nr. 4 EStG

–
Abgeordnetenbezüge

–
Aufsichtsratsvergütungen

–
Vergütungen für Verwaltungsratsmitglieder

7.
Ermittlung der Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung gem. § 21 EStG

Zu dem vermieteten Gebäude wird eine Textanlage angelegt, in der der Lebenssachverhalt kurz geschildert wird (Anschaffung – Kaufpreis – Übergang von Nutzen und Lasten – Finanzierung einschließlich Kreditsummen – Nutzungsart – Baujahr).

–
Erfassung/Überprüfung der Grundstücksdaten

–
Lage des Grundstücks/der Eigentumswohnung, Einheitswert-Aktenzeichen (siehe Einkommensteuerbescheid)
–
Anschaffungs-/Herstellungsdatum

–
Fertigstellung

–
Eigentümer/Eigentumsanteil

–
Gesamtfläche und Anzahl der selbstgenutzten und unentgeltlich überlassenen Wohnungen, Ferienwohnungen
–
Erfassung/Überprüfung der Einnahmen (§ 11 EStG beachten!) gem. § 21 Abs. 1 EStG

–
vereinnahmte Kaltmiet-/Pachteinnahmen (auch für frühere Kalenderjahre)/Kautionen bei Nichtauszahlung
–
Umlagen

–
Einnahmen aus Vermietung von Garagen, Werbeflächen etc.

–
Einkünfte von Anteilen an Grundstücksgemeinschaften etc., welche gesondert und einheitlich festgestellt wurden

–
Ermittlung der Werbungskosten (§ 11 EStG beachten!)

–
Hausgeldvorauszahlungen/-nachzahlungen/-erstattungen abzgl. gebildete Instandhaltungsrücklagen, zzgl. aufgelöste Instandhaltungsrücklagen
–
Schuldzinsen, Geldbeschaffungskosten etc.

–
Grundsteuer und Hausverwaltungskosten

–
Straßen- und Hausreinigungskosten, Hausmeisterkosten

–
Kosten der Müllabfuhr

–
Aufwendungen für die Wasserentsorgung bzw. die Entwässerung

–
Kosten für Schornsteinreinigung

–
Aufwendungen für die gesamten Hausversicherungen

–
Kosten für den Fahrstuhl

–
Aufwendungen für Gas, Strom, Wasser und Heizung

–
Absetzung für Abnutzung

–
erhöhte Absetzung und Sonderabschreibung

–
Erhaltungsaufwendungen, die nicht Herstellungs- oder Anschaffungskosten sind

–
Rentenzahlungen, dauernde Lasten

–
Sonstiges (z.B. GWGs, Arbeitsmittel, Fahrtkosten zum Objekt bzw. im Zusammenhang mit Vermietung und Verpachtung, Bürobedarf, Porto, Telefon etc.)
Beratungspunkt/Problemfelder:
· Anschaffungsnahen Aufwand, Reparaturaufwendungen, Neuinvestitionen auf mehrere Jahre verteilen!

· Abgleich Umlageeinnahmen mit Umlageausgaben -> Differenz abgleichen!

8.
Ermittlung weiterer Einkünfte

· siehe „Ablaufbeschreibung Jahresabschluss“

9.
Zwischenberechnung

Der Aufruf einer Zwischenberechnung erfolgt, um eine erste Kontrolle über die Berechnung der ermittelten Einkünfte und die Entwicklung der Steuerbelastung (Grenzsteuersatz) zu erhalten.

Bereits jetzt ist ersichtlich, ob der Vorsorgehöchstbetrag durch den Arbeitnehmeranteil am Gesamtsozialversicherungsbeitrag erreicht ist und ab welchen Aufwendungen sich außergewöhnliche Belastungen i.S.v. § 33 EStG auswirken.

Die lt. EDV-Berechnung angezeigten gezahlten Steuerbeträge (aus Lohnsteuerbescheinigung, Vor​auszahlungen etc.) sind nochmals überschlägig zu kontrollieren (auf evtl. Tippfehler).

10.
Ermittlung der Sonderausgaben gem. § 10 EStG bzw. Prüfung des Datenabrufs
Die Altersvorsorgeaufwendungen werden wie folgt unterteilt:

–
Basisversorgung (gesetzliche Rentenversicherung o.Ä.)

–
Zusatzversorgung (z.B. Riester-Rente, betriebliche Altersversorgung)

–
Kapitalanlageprodukte (z.B. Kapitallebensversicherungen)

–
Steuerlich begünstigt ist die Basisversorgung (§ 10 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a und Buchst. b EStG). Dies sind Zahlungen an die BFA, berufsständische Versorgungseinrichtungen und andere Leibrentenversicherungen, bei denen die Auszahlung nicht vor dem 60. Lebensjahr erfolgt und deren Ansprüche weder vererblich noch übertragbar, veräußerbar oder kapitalisierbar sind. Der Höchstbetrag liegt bei 20.000 € (40.000 € bei Verheirateten).

–
Der Höchstbetrag wird bei Beamten und sonstigen Personen, denen eine Altersversorgung ohne eigene Beitragsleistung gewährt wird, um einen fiktiven Gesamtrentenversicherungsbeitrag (Beitragssatz der Rentenversicherung) gekürzt (Gleichbehandlungsgrundsatz).

–
Als abziehbare Vorsorgeaufwendungen sind damit die tatsächlichen Altersvorsorgeaufwendungen oder der niedrigere gekürzte Höchstbetrag zu berücksichtigen. Davon fließen im Jahr 2023 100 % in die Berechnung ein. Bis 2022 erfolgte nur ein anteiliger Ansatz.
–
Bei der Berechnung der als Sonderausgaben abzugsfähigen Altersvorsorgeaufwendungen sind dann die vom Arbeitgeber steuerfrei geleisteten Zuschüsse wieder abzuziehen.

Berechnungsschema:

	Arbeitnehmerbeitrag
	+
	

	Arbeitgeberbeitrag
	+
	

	Zusatzversicherung
	+
	

	max. 20.000 €/40.000 €
	
	

	davon 2023: 100 %
	%
	

	abzüglich steuerfreier Arbeitgeberanteil
	–
	

	= abziehbarer Altersvorsorgeaufwand
	=
	


Sonstige Vorsorgeaufwendungen:

Neben den Altersvorsorgeaufwendungen können „sonstige Vorsorgeaufwendungen“ (§ 10 Abs. 4 EStG) jährlich bis zu 1.900 € geltend gemacht werden. Soweit der Steuerpflichtige seine Aufwendungen für die Krankenversicherung alleine trägt (z.B. kein Arbeitgeberanteil), erhöht sich die Summe auf 2.800 €. Zu den „sonstigen Vorsorgeaufwendungen“ gehören nach § 10 Abs. 1 Nr. 3a EStG die Beiträge für Kranken-, Pflege-, Unfall-, Haftpflicht- und Risikolebensversicherungen.

–
weitere Sonderausgaben:

–
Unterhaltsleistungen an geschiedene oder dauernd getrenntlebende unbeschränkt einkommensteuerpflichtige Ehegatten (§ 10 Abs. 1a Nr. 1 EStG)
–
nur mit Zustimmung des leistungsempfangenden Ehegatten möglich
–
max. bis 13.805 € zzgl. gezahlte Beiträge nach § 10 Abs. 1 Nr. 3 EStG
–
auch bei EU-/EWR-Bürgern über Anlage EU-EWR gem. § 1a EStG

–
Rückwirkung bis zur Festsetzungsverjährung (§§ 169 ff. AO)

–
Zustimmung der Abzugsfähigkeit als außergewöhnliche Belastung gem. § 33a EStG prüfen (Achtung: Einkünfte der unterstützten Person müssen vorliegen!)
–
steuerliche Wirkung prüfen, evtl. Betrag kürzen (R 10.2 EStR)

–
auf besonderen Verpflichtungen beruhende Renten und dauernde Lasten (bei Leibrenten nur Ertragsanteil), § 10 Abs. 1a Nr. 2 EStG
–
gezahlte Kirchensteuer abzüglich erhaltener Erstattungen (§ 10 Abs. 1 Nr. 4 EStG)
–
Aufwendungen für die Berufsausbildung oder Weiterbildung in einem nichtausgeübten Beruf i.S.d. § 10 Abs. 1 Nr. 7 EStG (Höchstbetrag 6.000 €) oder die erstmalige Berufsausbildung

–
Schulgeld für staatlich anerkannte Ersatz- oder allgemeinbildende Ergänzungsschulen (30 % des Entgelts, max. 5.000 €) gem. § 10 Abs. 1 Nr. 9 EStG

–
Riester-Rente (lt. Bescheinigung gem. § 10a EStG)

–
Spenden für mildtätige, kirchliche, religiöse, wissenschaftliche und als besonders förderungswürdig anerkannte gemeinnützige Zwecke im Rahmen der Höchstbeträge gem. § 10b EStG

–
Mitgliedsbeiträge und Spenden an politische Parteien (Höchstbetrag beachten!) gem. § 10b EStG i.V.m. § 34g EStG

–
Verlustabzug nach § 10d EStG (lt. Verlustfeststellungsbescheid)

Soweit keine oder nur geringe Sonderausgaben geltend gemacht werden können, kann für den Mandanten der Sonderausgaben-Pauschbetrag gem. § 10c EStG i.H.v. 36 €/72 € in Anspruch genommen werden.

11. Ermittlung/Erfassung der außergewöhnlichen Belastungen gem. § 33 EStG

Bei behinderten Familienmitgliedern ist die Beantragung folgender Steuervergünstigungen zu überprüfen:

–
Behinderten-Pauschbetrag

–
Die Höhe des Pauschbetrags richtet sich (gem. § 33b Abs. 3 EStG) nach dem Grad der Behinderung, welcher auf dem Behindertenausweis oder -bescheid ersichtlich ist.

–
Pflege-Pauschbetrag

–
Dieser kann in Anspruch genommen werden, wenn der Mandant oder dessen Ehegatte in seiner Wohnung eine pflegebedürftige Person unentgeltlich pflegt (§ 33b Abs. 6 EStG).

–
Ermittlung der Aufwendungen bei Beschäftigung einer Haushaltshilfe

–
gem. § 35a Abs. 1 EStG (geringfügige Beschäftigung) sind 20 % der Aufwendungen, max. 510 € im Kalenderjahr abzugsfähig
–
Hinterbliebenen-Pauschbetrag

–
gem. § 33b Abs. 4 EStG nur bei Erhalt von Hinterbliebenenbezügen (Höhe: 370 €)
–
Ermittlung der Unterhaltsleistungen an bedürftige Personen

–
Unterstützung von Angehörigen gem. § 15 AO, für die kein Kinderfreibetrag oder Kindergeld gewährt wird, bis 10.908 € für den VZ 2023 (VZ 2022: 10.347 €) zzgl. KV + PV im VZ gem. § 33a Abs. 1 EStG
–
Eigene Einkommen über 624 € mindern den Höchstbetrag. (Achtung: Bei Einkommensermittlung der unterstützten Person Kinderzuordnung bei Bedarfsgemeinschaften berücksichtigen)
–
Unterhaltsleistungen müssen regelmäßig geleistet werden (mind. eine Zahlung je Quartal), am besten monatlich. Soweit nur wenige unterjährige Zahlungen erfolgten, ist der Jahresbetrag zu zwölfteln (zeitanteilig). Siehe hierzu BMF-Erlass und die Ausführungen gemäß Einkommensteuer-Richtlinie.

–
Opfergrenze ermitteln (Beachte: Steuererstattungen/-nachzahlungen!)
–
Ermittlung der zumutbaren Eigenbelastung gem. § 33 Abs. 3 EStG anhand des Gesamtbetrags der Einkünfte des Mandanten

–
Soweit keine oder Aufwendungen unter der zumutbaren Eigenbelastung vorliegen, kann die Einzelermittlung der außergewöhnlichen Belastung unterbleiben.

· Einzelermittlung der außergewöhnlichen Belastungen (R 33.1 EStR)

–
Arztkosten

–
Fahrtkosten bei Behinderung

–
Rezeptgebühren

–
Kurkosten, soweit ärztlich verordnet

–
Beerdigungskosten, soweit zwangsläufig und soweit Kosten Nachlass übersteigen

–
Hausrat nur bei Wiederbeschaffung nach zwangsläufigen Ereignissen (Naturkatastrophen/
Hausbrand) – innerhalb von drei Jahren nach dem Ereignis gem. R 33.2 Nr. 8 EStR

–
besondere Fahrtkosten bei Behinderung

Unterteilung in zwei Gruppen:

1.
geh- und stehbehinderte Menschen: Grad der Behinderung mind. 80 % oder Grad der Behinderung mind. 70 % und Merkzeichen „G“

Aufwand für Fahrten bis zu 3.000 km im Jahr als angemessen angesehen (Nachweis der Glaubhaftmachung und Angemessenheit)

2.
außergewöhnlich gehbehinderte, blinde und hilflose Menschen: Merkzeichen „aG“, „Bl“, „H“

Aufwendungen für unvermeidbare Fahrten und Freizeit-, Erholungs- und Besuchsfahrten abziehbar

Nachweis der tatsächlichen Fahrleistung erbringen (lt. Fahrtenbuch)

Bis zu 15.000 km im Jahr werden als angemessen angesehen.

12. Haushaltsnahe Dienstleistungen bzw. Beschäftigungsverhältnisse

Unterteilung in haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse gem. § 35a Abs. 1 EStG, haushaltsnahe Dienstleistungen gem. § 35a Abs. 2 EStG und Handwerkerleistungen gem. § 35a Abs. 3 EStG

1.
haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse gem. § 35a Abs. 1 EStG:

–
Steuerpflichtiger hat nur Anspruch, wenn er selbst Arbeitgeber ist.

–
Höhe der Abzugsbeträge:

–
20 %, max. 510 €, der Aufwendungen bei geringfügigen Beschäftigungen

2.
haushaltsnahe Dienstleistungen:

–
Pflege- und Betreuungsleistungen

–
Unterbringung im Heim und dauernde Pflege

· 20 %, max. 4.000 €, der Aufwendungen bei sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung oder haushaltsnahen Dienstleistungen, soweit nicht Dienstleistungen nach Absatz 3

3.
Handwerkerleistungen:

–
20 %, max. 1.200 €, der Aufwendungen

–
Voraussetzung: Rechnung liegt vor und Zahlung erfolgt auf Konto

Typische hiermit umfasste Handwerkertätigkeiten sind:

–
Maler- und Dachdeckerarbeiten

–
Renovierung und Modernisierung

–
Erneuerung und Reparatur von Fenstern und Türen

–
Reparatur- und Pflegearbeiten in Hof und Garten

–
Reparatur, Wartung oder Austausch von Heizungsanlagen, Elektro-, Gas- und Wasserinstallationen (Beachte auch Urteile zu Baukostenzuschuss bei Abwasseranschluss!)
–
Modernisierung oder Austausch der Einbauküche

–
Wartungs- und Reparaturarbeiten an Haushaltsgeräten (wenn im Haushalt durchgeführt)

–
private Umzugskosten

13. Steueroptimierung/Gestaltungsmöglichkeiten

Nach der Aufnahme aller steuerlich relevanten Daten und Werte können nun anhand des vorläufigen Ergebnisses Gestaltungsmöglichkeiten und Steueroptimierungen herausgearbeitet werden.

–
Veranlagung = Günstigerprüfung

Auf Basis der aufgenommenen Daten und der steuerlichen Wahlmöglichkeiten wird die Veranlagungsart gewählt.

Einzelveranlagung gem. § 26a EStG
–
ledige, verwitwete oder geschiedene Personen – auch mit Kind

–
Ehegatten, wenn sie seit vor dem 01.01. des Veranlagungsjahres getrennt leben oder eine Einzelveranlagung günstiger ist
Zusammenveranlagung gem. § 26b EStG

–
unbeschränkt steuerpflichtige und nicht dauernd getrenntlebende Ehegatten

–
Günstigerprüfung durchführen

Antrag auf Veranlagung zur Einkommensteuer

–
gem. § 1 Abs. 3 EStG (Grenzgänger mit 90 % Einkünften, die der deutschen Steuer unterliegen)

–
gem. § 1a EStG (EU/EWR) Antrag auf Einbeziehung familienbezogener Steuervergünstigungen für EU-/EWR-Ausländer

–
Überprüfung der Steuerberechnung

–
Sind alle Einnahmen korrekt erfasst?

–
Sind die Kirchensteuererstattungsbeträge berücksichtigt worden?

–
Wurden alle Steuervorauszahlungen lt. Steuerkarte und Vorauszahlungsbescheid vollständig berücksichtigt?

–
Gab es Zinserstattungen vom Finanzamt?

–
Wurden die Hinweise und Änderungen lt. letztem Steuerbescheid verarbeitet?

–
Vergleich zum Vorjahr ist durchgeführt worden.
–
Ist Steuerklassenwechsel ratsam?

–
Liegt ein Insolvenzfall vor? Wenn ja, Aufteilung der Steuerschuld bei Ehegatten beantragen!
–
Abarbeitung der Checkliste zur Qualitätssicherung
–
Herbeiführen einer evtl. gewünschten Ergebnisveränderung (Steueroptimierung) durch die Ausnutzung von steuerlichen Gestaltungsmöglichkeiten

–
siehe Informationsblatt bzw. Checkliste zur Steueroptimierung und Steuervermeidung

14. Präsentationsvorbereitung

–
Abschlussberechnung

–
Abschlussberechnung über EDV und Vergleich dieser mit dem Ergebnis des Vorjahres

–
Plausibilitätskontrolle (logisches Ergebnis)

–
steuerliches Ergebnis (Erstattung/Nachzahlung/Vorauszahlung)

–
Präsentationsvorbereitung

–
Ausdruck der Erklärungsvordrucke und der dazugehörigen Anlagen mit Kurzüberprüfung auf Vollständigkeit

–
Erarbeiten von Vorschlägen zur steuerlichen Gestaltung mit Hinsicht auf Folgejahre

–
Erstellung des Anschreibens an das Finanzamt (nur bei Belegeinreichung notwendig) und der Mandantenrechnung

15. Präsentation

Als Abschluss der Dialogberatung findet die Präsentation des Beratungsergebnisses statt. Hier sind dem Mandanten nachvollziehbar und anschaulich die Ergebnisse und Erkenntnisse aus der Beratung zu übermitteln – dies visuell, im Gespräch und in Papierform zum Mitnehmen.

–
Erläuterungen zur erstellten Einkommensteuererklärung durch den Berater

–
Anhand des ermittelten Ergebnisses wird dem Mandanten der Berechnungsweg schrittweise aufgezeigt (beginnend mit den Einkünften und den Werbungskosten hierzu, den Sonderausgaben, außergewöhnlichen Belastungen etc.).

Als Hilfe: Berechnung ausdrucken!

Besondere Hinweise:

–
Arbeitslohn: Werbungskosten

–
Vermietung: tatsächlicher Aufwand/Geldfluss/Abschreibungen (Beispiel: Was kostet oder bringt die Immobilie an Liquidität?)

–
Renten: Ertragsanteile – steuerliche Wirkung

–
Kapitaleinkünfte: Freibeträge

–
Sonderausgaben: Vorsorgeaufwendungen

–
Sonderausgaben: Spenden, Kirchensteuer etc.

–
außergewöhnliche Belastungen: Eigenbelastung etc.

–
Grenzsteuersatz/Vorjahresvergleich/Prognose lfd. Jahr/Folgejahr

–
Grenzsteuersatz: Auswirkungen auf Mehr-/Mindereinkünfte

–
tatsächliche Steuerbelastung in Prozent und Geld bezogen auf den Gesamtbetrag der Einkünfte

–
Ausblick auf die zukünftige Steuerbelastung des Mandanten, Vorschläge zur Steueroptimierung
–
Erläuterungen über zu erwartende Rechts- und Steuergesetzänderungen

· Hinweis zur Steuerklassenwahl
–
Unterzeichnung und Übergabe der Steuererklärungen

–
für die Übermittlung mit Authentifizierung: Vereinbarung zur elektronischen Übermittlung, evtl. Anlage zur Steuerberechnung

–
eine Ausfertigung (Kopie) für den Mandanten (Berechnung ausdrucken)

–
eine Ausfertigung (Kopie) für die Kanzlei

–
Präsentation der Mandantenrechnung

–
Erläuterungen und Übergabe der Rechnung durch den Berater

16. Antrag auf Lohnsteuerermäßigung gem. § 39a EStG

Eine steuerliche Gestaltungsmöglichkeit zur Minimierung der Steuervorauszahlung im Rahmen des Lohnsteuerabzugs ist die Eintragung eines Freibetrags als Lohnsteuerabzugsmerkmal. Der Arbeitnehmer kann unter bestimmten Voraussetzungen einen Freibetrag eintragen lassen. Dieser Freibetrag wird dann bei der Berechnung der abzuführenden Lohnsteuer an das Finanzamt durch den Arbeitgeber berücksichtigt. Die Beantragung der Lohnsteuerermäßigung erfolgt beim zuständigen Wohnsitzfinanzamt des Arbeitnehmers.

Der Eintrag eines Freibetrags ist nur unter den Bedingungen des § 39a EStG möglich.

Bei erstmaliger Antragstellung ist ein Antrag auf Lohnsteuerermäßigung nach amtlichem Vordruck zu stellen. Dieser gilt für zwei Jahre. Alle Eintragungen stehen unter dem Vorbehalt der Nachprüfung und können jederzeit korrigiert werden.

Im Rahmen des Beratungsgesprächs wird auf die steuerlichen Auswirkungen der möglichen Freibeträge hingewiesen.

Für folgende Aufwendungen können Freibeträge eingetragen werden:

–
Werbungskosten zu den Einkünften gem. § 19 EStG, soweit der Werbungskosten-Pauschbetrag überschritten wird (der Eintrag ist nur als elektronisches Lohnsteuerabzugsmerkmal des Ehegatten möglich, bei dem die Werbungskosten anfallen)

–
Sonderausgaben i.S.d. § 10 Abs. 1 Nr. 4, 5, 7 und 9 sowie Abs. 1a und des § 10b EStG, soweit der Sonderausgaben-Pauschbetrag überschritten wird

–
außergewöhnliche Belastungen i.S.v. §§ 33, 33a, 33b EStG unter Abzug der zumutbaren Eigenbelastung

–
Pauschbeträge für Behinderte und Hinterbliebene gem. § 33b EStG

–
Ermittelte Verluste aus Einkünften gem. § 2 Abs. 1 Nr. 1–3, 6, 7 (Summe) und Nr. 5 EStG werden ohne Einschränkungen als elektronisches Lohnsteuerabzugsmerkmal hinterlegt.

Die Freibeträge für o.g. Beispiele werden bei Ehegatten je zur Hälfte angesetzt. In besonderen Fällen kann auch nach einem anderen Verhältnis aufgeteilt werden. Es kommt dabei immer auf den zu untersuchenden Einzelfall an (Beispiel: Ein Ehegatte erhält nur Einkünfte, die dem Progressionsvorbehalt unterliegen, dem anderen Ehegatten kann dann auch der gesamte Freibetrag als elektronisches Lohnsteuerabzugsmerkmal hinterlegt werden).

–
Folgende Fragen sind vom Berater zu klären:

–
Wie hoch ist der höchstmögliche Freibetrag?

–
Bei Ehegatten: Verteilung des Freibetrags?

–
Führt der Freibetrag evtl. zu einer Nachzahlung bei der Steuerveranlagung und besteht dann die Verpflichtung zur Leistung von Steuervorauszahlungen?

–
Unter welchen Umständen besteht ein Risiko für eine Steuernachzahlung?

Der Antrag auf Lohnsteuerermäßigung kann bis zum 30.11. des laufenden Jahres gestellt werden.

Stand Oktober 2023
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